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Quadratmeter, so könnten beim Verkauf des
Geländes an Investoren mehr als 20 Millio-
nen Euro an Erlösen erzielt werden.

Inzwischen ist der Bau weit fortgeschrit-
ten. Erst im Juni waren die Rundfunk- und
Verwaltungsräte des SWR vor Ort zu einer
Besichtigung – zum Jahreswechsel soll das
Areal fertiggestellt sei. Die beiden Wettbe-
werbe hatten einst ohne Problem die Gre-
mien des Stadtrats der Kurstadt passiert.
Doch nun ist auch die Kubatur des Gebäudes
erkennbar. Der Baden-Badener Stadtrat und
FDP-Fraktionsvorsitzende Rolf Pilarski,
einer der wenigen, der den Sender eher kri-
tisch beäugt,nennt es ein Gebäude für geho-
bene Ansprüche. „Bürgerlich gesprochen
wird das ein Palast“, sagt er.

Die Baukosten sind zwischenzeitlich
deutlich gestiegen. 2015 rechnete man noch
mit rund 50 Millionen Euro. Der SWR räumt
nun in einer aktuellen Stellungnahme ein,
dass die neueste Prognose sich auf 59,3 Mil-
lionen Euro belaufe, wie eine Sprecherin
mitteilt.Auch ein unverhältnismäßig großer
Aufwand zur Erstellung des Baugrunds
spielt eine Rolle. In der Hanglage mussten
mit vielen Einzelsprengungen 42000 Kubik-
meter Gestein entfernt werden – rund 1800
Lkw-Ladungen wurden abgefahren, wie der
SWR-Projektleiter Marcus Menzel voriges
Jahr mitteilte.

„Die bauen mit komfortablem Geld, die
Erstellungskosten sind deutlich über dem
Standard“, sagt der Experte Reinhard Dom-

ke, Freier Architekt in Bad Herrenalb, beim
Blick auf Wettbewerbsunterlagen und auf
die geplante Geschossflächenzahl. 14000
Quadratmeter entstehen im Gebäudetrakt.
Die von Domke errechneten Erstellungskos-
ten je Quadratmeter Nutzfläche sind nach
Einschätzung des Architekten, der früher
selbst an der Erstellung mehrerer vergleich-
barer Geschäfts- und Verwaltungsgebäude
beteiligt war, recht hoch.

Die SWR-Gremien hatten 2015 festge-
legt, dass die Finanzierung des Neubaus
durch Verkaufserlöse, die Umwidmung von
Sanierungsrückstellungen sowie geringere
Betriebskosten für das neue Medienzentrum
finanziert werden sollten. Mittel aus dem
Haushalt oder aus Gebührengeldern sollen
demnach nicht fließen. Die Gegenfinanzie-
rung „sei ausreichend,die Wirtschaftlichkeit
nach wie vor gegeben“, heißt es. Das 2015
aufgestellte Finanzierungsmodell bleibe
„auskömmlich“,so die SWR-Sprecherin.

Auch von den Aufsichtsgremien ist keine
Kritik zu hören. Der SWR habe „immer sehr
gut aufgeklärt und transparent die Kosten
offengelegt“, sagt etwa Cindy Holmberg,
SWR-Verwaltungsrätin und gewählte Land-
tagsabgeordnete der Grünen aus Metzingen
(Wahlkreis Hechingen-Münsingen). Sie
zeigt sich überzeugt, dass es mit den drei
Säulen zur Refinanzierung klappe.

Bis Ende dieses Jahres soll das neue Medienzentrum des SWR in Baden-Baden fertiggestellt sein. Foto: Stefan Jehle

STUTTGART/BERLIN. Bund und Länder för-
dern gemeinsam rund 240 Kulturprojekte für
geflüchtete Kinder und Jugendliche aus der
Ukraine. Für das Programm „Sonnenstun-
den“ stehen insgesamt gut eine Million Euro
zur Verfügung, teilte die Kulturstiftung der
Länder mit. Gefördert werden demnach bis
Ende des Jahres Einzelveranstaltungen und
Veranstaltungsreihen mit maximal 5000
Euro für Sachkosten eines Projekts.

Aus Baden-Württemberg werden rund 60
Projekte gefördert. Darunter sind Kunst-
schulen, Musikvereine, Kommunen, Museen
und Theater, die Angebote für ukrainische
Kinder und Jugendliche machen. Beispiele
sind das Projekt „Lieblingslieder: Sprache
lernen durch Musik“der Hochschule für Mu-
sik Trossingen,das freie keramisches Gestal-
ten für Kinder an der Staatliche Majolika Ma-
nufaktur Karlsruhe oder ein Zirkusprojekt
im Schulzentrum Bühlertann. epd

Geld für Projekte mit
geflüchteten Kindern

D er Kauf von Tampons und Binden
schlägt im Leben einer Frau mit ho-
hen Summen zu Buche – Kosten, die

Männer nicht haben. Diesem Mangel an Ge-
schlechtergerechtigkeit wirken einige Kom-
munen im Südwesten entgegen: In Karlsru-
he und Heidelberg gibt es im Rahmen von Pi-
lotprojekten von September an gratis Binden
und Tampons. In Tübingen stehen bereits
seit Anfang des Jahres 23 Binden- und Tam-
ponspender in Schulen und öffentlichen Ge-
bäuden sowie in zwei öffentlichen Toiletten.

Die Stadt Karlsruhe will von diesem
Schuljahr an zunächst einem Gymnasium,

einem städtischen Amt und allen Jugend-
häusern ein Jahr lang Menstruationsproduk-
te gratis zur Verfügung stellen.In Heidelberg
werden ab September Menstruationsartikel
in Holzkistchen bereitgestellt - im Rathaus,
im Bürgeramt Mitte, in einer Gemein-
schaftsschule und in einem Kulturzentrum.
Für das zunächst auf ein Jahr befristete An-
gebot werden 20 000 Euro veranschlagt. In
beiden Städten ist eine Evaluation geplant.

Heidelberg verweist auf die sogenannte
Perioden-Armut: Diese erschwere einkom-
mensschwachen Frauen wegen der Kosten
für Hygieneartikel eine gleichberechtigte

Teilhabe am gesellschaftlichen und öffentli-
chen Leben. Junge Frauen, die von der Perio-
de überrascht werden, wiederum trauten
sich oft nicht, andere Frauen oder Mädchen
um Binden oder Tampons zu bitten.

Das von den Fraktionen der Grünen und
der Linken im Heidelberger Gemeinderat an-
gestoßene Angebot richte sich an Frauen mit
spontanem Bedarf, sagt die Gleichstellungs-
beauftragte der Universitätsstadt, Marie-
Luise Löffler. Wenn dennoch große Mengen
auf einmal mitgenommen würden, müsse
über eine andere Form des Angebotes nach-
gedacht werden. lsw

Kostenlose Tampons in Heidelberg und Karlsruhe
In Tübingen gibt es bereits gratis Menstruationsprodukte in öffentlichen Gebäuden, nun ziehen zwei weitere Städte nach.

HASLACH. Im Südwesten soll es nach den
Worten von Verkehrsminister Winfried Her-
mann bis Ende 2025 eine Tunnelleitzentrale
geben. „Das wird die Verkehrssicherheit in
unseren Straßentunneln weiter erhöhen“,
sagte der Grünen-Politiker bei einem Termin
in Haslach (Ortenaukreis).

Das Land sei seit Jahresbeginn gesetzlich
verpflichtet, eine Tunnelleitzentrale aufzu-
bauen. Sie werde Teil der geplanten Ver-
kehrsmanagementzentrale sein, teilte Her-
manns Ministerium mit. Mit dieser vom
Land geführten Zentrale sollen in Zukunft
rund 48 Tunnel im Südwesten überwacht
werden. lsw

Tunnelüberwachung 
von 2025 an zentral

Von Stefan Jehle

Zwei Länder und drei Standorte. Auch
nach der Fusion von Südwestfunk und
Süddeutschem Rundfunk 1998 blie-

ben dem neu gebildeten Südwestrundfunk
(SWR) drei Hauptstandorte erhalten: Stutt-
gart, Mainz und Baden-Baden. Bis heute ist
der Standort Baden-Baden – nach Arbeits-
plätzen – nahezu gleich groß wie Stuttgart.
In der Kurstadt wird nun zum Jahreswechsel
ein neues Medienzentrum eröffnet. Bei dem

Neubau soll auf Gelder
aus dem allgemeinen
Haushalt des Senders
SWR verzichtet werden.
Die Art der Refinanzie-
rung weckt derweil Spe-
kulationen.

In Baden-Baden, mit
seinen rund 55000 Ein-
wohnern, ist der SWR der
mit Abstand größte
Arbeitgeber. Auf dem hü-
geligen SWR-Areal, we-
nige Hundert Meter ober-
halb der berühmten
Lichtentaler Allee, arbei-
ten in den während Jahr-
zehnten entstandenen
Gebäuden derzeit etwa
1845 feste und freie Mit-
arbeiter in Programm,
Produktion, Verwaltung

und Technik – in Halbhöhenlage, oben „auf
der Funkhöhe“,wie man diese vor Ort zuwei-
len nennt. Nur der Intendant residiert über-
wiegend in Stuttgart.

Der Standort Baden-Baden hat Tradition.
Dass der Sender einst in der Stadt ansiedelte,
ist vor allem den Franzosen zu verdanken –
Baden-Baden war von Juli 1945 an das
Hauptquartier der alliierten Besatzungs-
macht. Zur Fläche, die seither im Besitz des
Senders ist, gehört auch ein etwa 49000
Quadratmeter großes Areal unweit der heu-
tigen Sendergebäude. Die Fläche „Am Tan-
nenhof“ ist angesichts der Grundstücksprei-
se recht wertvoll.Der Verkauf soll ein Teil der
Baukosten decken.

2015 hatte der Sender zwei städtebauli-
che Wettbewerbe ausgelobt. Östlich der
Hans-Bredow-Straße sollte auf einem
Grundstück von etwa 8000 Quadratmetern
ein neues Medienzentrum entstehen, in hö-
hengestaffelten Pavillons. Das im Besitz des
Senders befindliche Areal „Am Tannenhof“
sollte indes veräußert und mit hochwertiger
Wohnbebauung neu gestaltet werden. Der
Bodenrichtwert in dieser Gegend von Baden-
Baden liegt bei mindestens 420 Euro pro

Neues SWR-Herzstück „auf der Funkhöhe“
Die Rundfunkanstalt eröffnet in wenigen Monaten ihr neues Medienzentrum in Baden-Baden. Finanziert wird der rund 60 Millionen Euro teure
Gebäudekomplex unter anderem durch den Verkauf des millionenschweren Areals „Am Tannenhof". Es gibt auch Kritik an dem Projekt.

B aden-Württemberg soll die verbesser-
te Auswertung statistischer Daten bei
der Bekämpfung von Armut helfen.

Die Basis für die Entwicklung passgenauer
Unterstützungsangebote sei eine aussage-
kräftige Datengrundlage,teilte die Familien-
Forschung Baden-Württemberg im Statisti-
schen Landesamt am Mittwoch in Stuttgart
mit. Das Land baue seine bisherige Armuts-
berichterstattung mithilfe eines Konzepts

von vier Modulen aus.
Das soll ermöglichen, ak-
tuelle Themen aufzugrei-
fen und auf gesellschaft-
liche Entwicklungen zu
reagieren.

Zwei Module des Kon-
zepts bestünden bereits,
hieß es weiter. Dies sind
das „Gesellschaftsmoni-

toring“ und der „Gesellschaftsreport BW zu
Armut und Reichtum“. Beim Monitoring
werden 40 Indikatoren zu Armut und Reich-
tum jährlich fortgeschrieben. Einmal jähr-
lich werden Basisinformationen als Zusam-
menschau dazu veröffentlicht. Der Report
bearbeitet ebenfalls einmal jährlich ein The-
ma aus dem Bereich Armut und Reichtum als
sozialwissenschaftliche Datenanalyse mit
„good practice“-Beispielen und Schlussfol-
gerungen für die Praxis.

Neu seien die Module „Kurzanalysen“
und „Berichte zu gesellschaftlichen Teilha-
be“. Die Kurzanalysen sollen bis zu zweimal
pro Jahr eine vertiefende Analyse ausge-
wählter Ergebnisse und aktueller Entwick-
lungen liefern.Die Berichte seien geplant für
drei Schwerpunktthemen im Zeitraum 2023
bis 2025 mit wissenschaftlicher Analyse und
Handlungsempfehlungen des Landesbeirats
für Armutsbekämpfung und Prävention so-
wie einem Beitrag des Sozialministeriums.

Die Beteiligungsmöglichkeiten des Lan-
desbeirats für Armutsbekämpfung und Prä-
vention würden erweitert, hieß es zudem.
Das Konzept soll im Zeitraum von 2022 bis
2025 umgesetzt werden. epd

Mit Daten gegen
die Armut
Das Land will Hilfsangebote stärker auf
Betroffene zuschneiden mithilfe einer
besseren Analyse statistischer Daten.

Es soll besser 
auf gesell-
schaftliche 
Entwick-
lungen 
reagiert 
werden.

„Der SWR hat 
immer sehr 
gut aufge -
klärt und 
transparent 
die Kosten 
offengelegt.“
Cindy Holmberg,
Grünen-Landtags -
abgeordnete und
Verwaltungsrätin
des SWR

Foto: SWR

Standort Am SWR-Standort
Baden-Baden arbeiten etwa
1845 feste und freie Mit-
arbeiter in Programm, Pro-
duktion, Verwaltung und
Technik. Dort befinden sich
die Direktionen für Fernse-
hen und Hörfunk, 70 Pro-
zent des Gemeinschaftsan-
teils im SWR-Fernsehen
entstehen dort. Die Pro-

gramme von SWR2 und
SWR3 werden dort ebenfalls
produziert.

Medienzentrum Das neue
Medienzentrum, das künftig
die drei Mediensparten Hör-
funk, Fernsehen und Online
in einem Bau vereint, wird
SWR-intern als „die neue
Mitte“ des Sendeareals be-

zeichnet – und soll die
Arbeitsabläufe in Hörfunk,
Fernsehen und Online ver-
bessern. Auch eine neue
Betriebskantine wird es dort
geben. Der Entwurf des
Komplexes stammt vom
Architekturbüro Wurm +
Wurm aus Bühl, das als
Fachbüro auch die Umset-
zungs begleitet. sj

ARBEITSABLÄUFE SOLLEN OPTIMIERT WERDEN

KARLSRUHE. Das Land Baden-Württemberg
will vor dem Verwaltungsgerichtshof (VGH)
Baden-Württemberg durchsetzen, Betonab-
fälle aus dem Rückbau von Atomanlagen auf
einer Deponie im Enzkreis lagern zu dürfen.
Das war vom Verwaltungsgericht (VG) Karls-
ruhe Ende April zunächst untersagt worden.
Nun habe man dagegen Berufung zum VGH
eingelegt, sagte eine Sprecherin des Regie-
rungspräsidiums Karlsruhe. In dem Streit
geht es um die Frage, wohin diese beim
Rückbau der Kernkraftwerke in Philippsburg
anfallenden Abfälle gebracht werden dürfen.

Der Enzkreis hatte sich geweigert, den
Betonmüll anzunehmen. Aus seiner Sicht ist
die betroffene Deponie Hamberg für diese
Art Müll nicht zugelassen. Das Regierungs-
präsidium hatte dem Landkreis daraufhin
ungefragt eine Ausnahmegenehmigung er-
teilt. Dagegen klagte der Enzkreis erfolg-
reich vor dem VG Karlsruhe. Eine Ausnah-
megenehmigung hätte dem Enzkreis nicht
antragslos und gegen seinen Willen aufge-
drängt werden dürfen, hatten die Richter
entschieden. Zwei für die Entsorgung der
Abfälle zuständigen Unternehmen waren
vor dem VG ebenfalls gescheitert –in diesem
Fall war der Enzkreis Beklagter. lsw

Land pocht auf
AKW-Müllentsorgung

Ü berschattet vom Krieg in der Ukraine
hat die erste Vollversammlung des
Ökumenischen Rates der Kirchen

(ÖRK) in Deutschland begonnen – eine Ge-
meinschaft von rund 350 christlichen Kir-
chen, die weltweit mehr als 580 Millionen
Menschen vertreten. In Karlsruhe tagen bis
zum 8. September über 4000 Christen und
Christinnen verschiedener Strömungen aus
aller Welt, um richtungsweisende Entschei-
dungen für ihre weitere Arbeit zu treffen.

Dabei wolle man auch eine Plattform
sein, damit Ukrainer und Russen miteinan-
der sprechen können, sagte ÖRK-Generalse-
kretär Ioan Sauca. Bundespräsident Frank-

Walter Steinmeier mahnte in einer Rede,
Dialog dürfe nicht auf fromme Wünsche be-
schränkt und im Ungefähren bleiben, sonst
werde er schlimmstenfalls zur Bühne für
Rechtfertigung und Propaganda. „Dialog
muss Unrecht zur Sprache bringen, muss
Opfer benennen ebenso wie die Täter – und

ihre Erfüllungsgehilfen.“ Steinmeier forder-
te Christen auf,der russisch-orthodoxen Kir-
che bei ihrer Haltung zum Ukraine-Krieg Pa-
roli zu bieten. „Auf einen schlimmen, ja ge-
radezu glaubensfeindlichen, blasphemi-
schen Irrweg führen zurzeit die Führer der
russisch-orthodoxen Kirche ihre Gläubigen
und ihre ganze Kirche.“Patriarch Kyrill hatte
mehrfach das Vorgehen von Präsident Wla-
dimir Putin verteidigt.

An dem Kongress nehmen auch Vertreter
der russisch-orthodoxen Kirche teil. Stein-
meier sagte, er erwatze von der Versamm-
lung, „dass ihnen die Wahrheit über diesen
brutalen Krieg und die Kritik an der Rolle
ihrer Kirchenführung nicht erspart bleiben
wird“. Auch elf Ukrainer nehmen laut ÖRK-
Generalsekretär Sauca teil.

Die Ratsvorsitzende der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD), Annette Kurs-
chus, hofft auf ein klares Zeichen für Frieden
von der Versammlung: „Christi Liebe duldet
keinen Angriffskrieg“, sagte sie in ihrem

Grußwort. Die Delegierten in Karlsruhe wol-
len sich aber nicht nur mit dem Krieg befas-
sen.Die christliche Gemeinschaft müsse neu
zusammenfinden und sich zu wichtigen ge-
sellschaftlichen Themen positionieren, sag-
te Sauca und nannte Klimagerechtigkeit und
Hungersnot als Beispiele. „Menschen ster-
ben“, betonte er. „Karlsruhe wird ein neuer
Anfang.“ Die Beschlüsse bestimmten die
Arbeit des ÖRK. Sauca sprach von einer „Zu-
sammenkunft von historischer Bedeutung“.
Bischöfin Petra Bosse-Huber von der EKD
sagte, vielleicht sei die ÖRK-Vollversamm-
lung nie wichtiger gewesen als in dieser Zeit.

Im ÖRK sind orthodoxe, anglikanische,
baptistische, lutherische, methodistische
und reformierte sowie unabhängige Kirchen
vertreten. Er beschreibt die Vollversamm-
lung als „umfassendste Zusammenkunft von
Christinnen und Christen weltweit“. Die ka-
tholische Kirche ist kein ÖRK-Mitglied. Sie
nimmt nur als Gast an der Vollversammlung
teil. lsw

Krieg überschattet Versammlung des Weltkirchenrats
Elf Menschen aus der Ukraine sind
zum Treffen des Weltkirchenrats
nach Karlsruhe gekommen und
werden mit Applaus begrüßt. Der
Krieg wird ein zentrales Thema.

Ministerpräsident Kretschmann und Bun-
despräsident Steinmeier (Mitte) mit Ioan 
Sauca, Generalsekretär des Ökumenischen 
Rates der Kirchen. Foto: dpa/Uli Deck


